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Im Schatten der Politik – der europäische
Politikzyklus und die Rolle von Beamten

Thorsten Müller/Wolfgang Wessels

I Zur Fragestellung: Rollenwahrnehmung von Beamten
in der EU1

Die Politik der Europäischen Union greift ohne Zweifel direkt oder indirekt in fast
alle Lebensbereiche der Unionsbürger und -bürgerinnen ein. Durch die Errichtung
des Binnenmarktes und die Einführung der gemeinsamen Währung hat das EU-
System stetig an alltagsrelevanter Bedeutung gewonnen. Durch den fortschreiten-
den Ausbau von gemeinsamen Kompetenzen in allen Politikfeldern ist die EU nicht
nur für Agrar-, Handels- oder auch Umweltpolitik zuständig, sondern sie behandelt
zunehmend auch Fragen der äußeren und inneren Sicherheit.

Die Beschlüsse der Staats- und Regierungschefs auf den Regierungskonferen-
zen von Maastricht, Amsterdam und Nizza haben bisher noch nicht zur Herausbil-
dung eines Europäischen Bundesstaates mit einer einheitlichen Administration ge-
führt. Dennoch befindet sich das politische System der Europäischen Union in ei-
nem permanenten Fortentwicklungsprozess; der Konvent zur Zukunft Europas setz-
te mit seinen Beratungen über einen ‚Europäischen Verfassungsvertrag‘ diesen
Konstitutionalisierungsprozess fort.2

Trotz der unterschiedlichen Charakterisierungen dieses neuartigen Gebildes, ist
die Bedeutung der EU für ihre Mitglieder unumstritten. In der Regel sind die Be-
schlüsse der EU-Organe für die Mitgliedstaaten verbindlich und kommen in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft (EG) zunehmend durch qualifizierte Mehrheitsentschei-
dungen im Rat und durch das Mitentscheidungsverfahren mit dem EP zustande. An
diesem Politikprozess der Entscheidungsfindung und Rechtssetzung ist eine Viel-
zahl verschiedener Akteure aus den europäischen und nationalen Institutionen be-
teiligt. Mit der Erweiterung der EU im Jahr 2004 wird nicht nur die Anzahl der
Mitspieler, sondern auch die Entscheidungskomplexität weiter ansteigen. In einem
Neben- und Miteinander mehrerer staatlicher und auch nicht-staatlicher Akteure
wollen alle beteiligten Ebenen, d.h. nationale, regionale und kommunale, die Ent-
scheidungen der europäischen Organe beeinflussen.

Im Rückblick auf die vergangenen fünfzig Jahre lässt sich die Herausbildung
eines komplexen Mehrebenensystems beobachten und empirisch nachweisen, das
heute nur noch schwer zu durchschauen ist. Die vielfältigen Beteiligungsstrukturen
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in der Kommissions-, Parlaments- und Ratsarbeit machen es zusätzlich fast unmög-
lich eine genaue Verantwortungszuweisung vornehmen zu können.

In diesem Mehrebenensystem nehmen die europäischen und die nationalen
Verwaltungen eine bedeutende Funktion wahr: Ihnen wird eine nachhaltige Rolle
beim Auf- und Ausbau des EU-Systems insgesamt wie auch bei der täglichen Poli-
tikgestaltung zugeschrieben.3

Der vorliegende Artikel geht der Frage nach der Beteiligung von Verwaltungen
und Beamten in den einzelnen Phasen des europäischen Politikzyklus nach; dabei
lautet die These, dass Administrationen innerhalb der Institutionen eine Schlüssel-
und Scharnierrolle in der Formulierung und Gestaltung europäischer Politik ein-
nehmen. Bei dieser Funktionswahrnehmung lässt sich – nach einer weiterführenden
These – ein ‚Fusionsprozess‘4 der beteiligten nationalen und europäischen Admini-
strationen feststellen, der durch eine gemeinsame Gestaltung des Politikzyklus cha-
rakterisiert werden kann. Trotz fortbestehender rechtlicher Kompetenzabgrenzun-
gen entsteht bei einer derartigen ‚Fusion‘ de facto eine enge, nicht revidierbare
Verflechtung staatlicher Verwaltungen mehrerer Ebenen.5 Zu diskutieren ist dem-
nach, ob Beamte als „Staatsdiener“ weiter im Schatten der politischen Hierarchie6

stehen oder ob sie sich inzwischen zu einer „Megabürokratie“7 und vom Primat der
Politik emanzipiert haben.

Abbildung I: Idealtypus eines politisch-administrativen Politikzyklus



Im Schatten der Politik 421

Zur Erfassung der Rolle von Administrationen im derzeitigen EU-Entscheidungs-
system bietet sich als Einordnungsschema ein idealtypischer Politikzyklus an. Die-
ser lässt sich auf mehreren Ebenen in vier grundlegende Phasen (Vorbereitung,
Herstellung, Durchführung und Kontrolle) unterteilen.8 In den verschiedenen Pha-
sen werden unterschiedliche Beamtengremien in abweichender Intensität einbezo-
gen. Insgesamt lässt sich aber bereits anhand dieses Ablaufschemas eine hohe Ver-
flechtung von europäischen und nationalen Verwaltungsstrukturen erkennen.9

II Zum Befund: Beamtenbeteiligungen in den vier Phasen des
europäischen Politikzyklus

1. Vorbereitung: Initiative der Kommission und der Einfluss von
nationalen Beamten

In der ersten Phase kommt der Europäischen Kommission aufgrund ihres Initiativ-
monopols in den EG-Bereichen eine herausragende Rolle zu: Sie identifiziert Pro-
bleme und erarbeitet Entscheidungsoptionen. Ihre formale Initiative bildet die
Grundlage für alle weiteren Entscheidungen des Rates und Europäischen Parla-
ments.

Bereits an dieser Stelle des idealtypischen Politikzyklus sind Beamte nationaler
Verwaltungen durch die Mitwirkung in Experten- bzw. Sachverständigengruppen
beteiligt, die die Kommission themenbezogen zur Vorbereitung ihrer Vorschläge je
nach Bedarf einberuft; damit können erste Hindernisse ausgeräumt und tragfähige
Kompromisse gefunden werden.10 Um dieses System der Verflechtung11 und die
pragmatischen Kompromissfindung auf einen Nenner zu bringen, wird auch von
einer „Kameraderie unter Experten“12 gesprochen. Obwohl es nur schwer möglich
ist, genaue Informationen über dieses Expertensystem zu erhalten, gehen Schätzun-
gen für die neunziger Jahre von der Existenz von etwa 700 Gremien dieser Art
aus.13

Auch auf der Leitungsebene der Europäischen Kommission (Generaldirektoren,
Kabinette, Kommissare) setzen nationale Verwaltung an, um eigene Vorstellungen
– im Rahmen der Gestaltungsfunktion –  in die Kommission und ihre zuständigen
Generaldirektionen einzubringen. Durch die Entsendung von nationalen Beamten
in die Kabinette von Kommissaren und die zeitweise Rekrutierung von Beamten
aus den Mitgliedstaaten durch die Kommission selbst, können nationale Admini-
strationen einen direkten Einfluss gewinnen und diesen geltend machen.

2. Herstellung: Beschlussvorbereitung und -fassung im Rat

Die zweite Phase des europäischen Entscheidungsprozesses ist durch eine domi-
nante Rolle des Rates – und indirekt des Europäischen Rates – geprägt, wobei je-
doch  das Europäische Parlament zunehmend durch das Mitentscheidungsverfahren
beteiligt wurde und dadurch ebenfalls an Relevanz gewinnen konnte.14
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2.1. Vorbereitung der Ratsarbeiten durch Ausschüsse und Arbeitsgruppen

Der Rat der Europäischen Union, in dem die Minister als letzte Instanz verbindli-
che Beschlüsse treffen, ist aufgrund der Vielzahl zu treffender Entscheidungen auf
eine gründliche Vorbreitung angewiesen. Dazu hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten ein breites und tief gestaffeltes Spektrum von Ratsausschüssen und -
arbeitsgruppen herausgebildet.

Der Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV/COREPER), in dem die ‚Bot-
schafter‘ der Mitgliedstaaten zusammen mit Kommissionsbeamten die Ratssitzun-
gen vorbereiten, steht an der Spitze der vorbereitenden Gremien. Mit seinen häufi-
gen Treffen – mehr als zwei pro Woche – nimmt er eine „zentrale Scharnierpositi-
on“15 zwischen nationaler und europäischer bzw. technischer und politischer Ebene
ein. Seit 1962 gliedert sich das Gremium in den COREPER I (der Stellvertreter),
der den technischen Räten, z.B. dem Rat der Umweltminister, zuarbeitet und den
COREPER II, der die Arbeiten des Allgemeinen Rates (der Außenminister), des
Rates der Wirtschafts- und Finanzminister (ECOFIN), des Budgetrates und auch
des Rates der Innen- und Justizminister begleitet und sich vorrangig auf politisch
brisante Themen konzentriert.

Unterhalb dieser Botschafterebene sind die durch den AStV und die Präsident-
schaft eingesetzten Arbeitsgruppen bzw. Ausschüsse angesiedelt. Ihre Zahl ist von
10 im Jahr 1960 auf über 300 in den neunziger Jahren gestiegen.16 Die hohe Rele-
vanz dieser Beamtenarbeitsgruppen leitet sich aus ihrer Funktion ab. Sie diskutie-
ren die Details von Sachfragen und können dadurch wichtige Vorentscheidungen
treffen, die die späteren Ministerentscheidungen weitgehend vorweg bestimmen.

Daneben gibt es für verschiedene Politikfelder hochrangige Ausschüsse, die ei-
nen privilegierten Zugang zu ihrem jeweiligen Ministerrat haben. Dazu gehören der
Sonderausschuss Landwirtschaft, der Wirtschafts- und Finanzausschuss (Art. 114
EGV), der Beschäftigungsausschuss (Art. 130 EGV) und der Ausschuss für Sozial-
schutz (Art. 144 EGV), für die Außenpolitik das „Politische und Sicherheitspoliti-
sche Komitee“ (Art. 25 EUV), der Militärausschuss sowie der Militärstab und nicht
zuletzt für die Bereiche der 3. Säule (polizeiliche und strafjustitielle Zusammenar-
beit) der Art. 36-Ausschuss.

Aus dieser personell anspruchsvollen Verflechtung auf Arbeitsgruppenebene
resultiert eine stete Ressourcen- und Aufmerksamkeitsverlagerung beteiligter Ad-
ministrationen der Mitgliedstaaten. Nationale Beamte werden zunehmend auf der
europäischen Ebene tätig; dabei nehmen sie zwei verschiedene Rollen ein: Einer-
seits vertreten sie in diesen Verhandlungen ihre jeweiligen Interessen, andererseits
bilden sie in ihrer Gesamtheit auch ein kollektives Gremium, das die Belange des
EU-Systems berücksichtigen muss. Auch in dieser Phase kommt wieder durch das
häufige Zusammentreffen ein „ausgeprägtes Solidaritätsgefühl“17 zum Tragen.

2.2. Entscheidung im Europäischen Rat und im (Minister-) Rat

In der Medienberichterstattung nehmen die Tagungen des Europäischen Rates18, in
dem die Staats- und Regierungschefs zusammenkommen, einen großen Raum ein.
Weithin bekannt ist seine Rolle als „konstitutioneller Architekt“19 der mit Grund-
satzentscheidungen die wesentlichen Weichenstellungen für die Grundentwicklun-
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gen des EU-Systems trifft. Immer häufiger greift er aber auch in das Tagesgeschäft
ein und erfüllt damit auch die Aufgabe als „Leitliniengeber“20 und „Entscheidungs-
produzent“21. Er bietet einerseits als ‚Kompromissschmied‘ die Möglichkeit, auf
der höchsten Ebene über einzelne Politikfelder hinweg tragfähige Verhandlungspa-
kete zu schnüren.

Das eigentliche Beschlussorgan in der EG bleibt jedoch der davon zu unter-
scheidende Rat der Europäischen Union, der in über 20 verschiedenen Zusammen-
setzungen tagt. Neben dem Allgemeinen Rat der Außenminister gibt es weitere
Räte, wie den der Finanzminister, der Umweltminister oder der Innen- und Justiz-
minister, die sich an den einzelnen Ressorts in den Mitgliedstaaten orientieren.

Insgesamt ist die Anzahl der Tagungen der einzelnen Räte in den vergangenen
Jahren stets gewachsen. So haben Ende der neunziger Jahre jährlich über 80 Sit-
zungen stattgefunden.22

Nach eigenen Angaben23 verabschiedet der Rat gewöhnlich 2/3 aller Vorlagen,
die durch die Arbeitsgruppen und den AStV vorbereitet worden sind, ohne weitere
Diskussion als sogenannte A-Punkte. Von diesen wurden 70% auf der Ebene der
Arbeitsgruppen und weitere 15% bis 20% durch den AStV (vor-) entschieden.24

3. Durchführung: Einbeziehung nationaler Beamter durch die
Komitologie

Nach der Verabschiedung des Beschlusses mit Veröffentlichung im Amtsblatt folgt
die Umsetzungsphase. Bei der nationalen Umsetzung der EG-Rechtsakte in die Re-
gelwerke der einzelnen Mitgliedstaaten fällt nationalen Beamten wieder eine wich-
tige Rolle zu, da sie die Vorgaben der EG fristgemäß in ihren Staaten implementie-
ren müssen. Dabei zeigen sich häufig Unterschiede zwischen den Bestimmungen
des EG-Rechtsakts und den in den Mitgliedstaaten bestehenden Regelungen. Bei
dann notwendigen Anpassungen haben nationale Beamte aufgrund ihres Kenntnis-
vorsprungs wieder einen großen Einfluss.25

Wichtig, aber in der Öffentlichkeit weitgehend unbekannt, ist die Arbeit so ge-
nannter Komitologieausschüsse; die durch eine Reihe unterschiedlicher Verfahren
eingebunden sind.26 Die gefassten EG-Rechtsakte werden durch nachfolgende Be-
schlüsse der Kommission weiter konkretisiert. Auch in diesem Stadium lässt sich
ebenfalls eine hohe Beteiligungsintensität nationaler Beamter feststellen.

Die Grundstruktur dieser Verfahren sieht dabei eine Kommentierung der
Kommissionsvorlagen durch nationale Beamte vor, die bei entsprechenden Mehr-
heiten im jeweiligen Komitologieausschuss einen Verweis der Vorlage an den Rat
erreichen können. Der Umfang dieser gemeinsamen Beratungen ist beträchtlich: so
fanden im Jahr 2000 in 244 Komitologieausschüssen um die 4000 Konsultationen
statt.27 Aufgrund der ebenfalls hohen Sitzungsfrequenz dieser Gremien, teilweise
zwei bis drei Treffen pro Monat, treten offene Konflikte zwischen der Kommission
und den Mitgliedstaaten selten auf; bei 2838 Rechtsakten im Jahre 2000 wurde der
Rat aufgrund einer fehlenden Mehrheit nur in sechs Fällen (d.h. 0,2%) befasst.28

Zwar verliert die Kommission durch diese Durchführungsausschüsse an eigenem
Gestaltungsspielraum, doch werden gleichzeitig die nationalen Beamten zu „Mit-
trägern der gemeinsam getroffenen Beschlüsse“29.
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Der Europäischen Kommission wurde zwar die Aufgabe der Durchführung
übertragen, doch besitzt sie keine eigenen Behörden. Der eigentliche Vollzug von
EG-Rechtsakten in den einzelnen Mitgliedstaaten kommt deshalb den jeweiligen
nationalen, regionalen und kommunalen Behörden zu.

4. Kontrollmechanismen im europäischen Politikzyklus

Die Kontrollphase obliegt nicht nur der Europäischen Kommission oder dem Rech-
nungshof, sondern auch den nationalen Gerichten und Rechnungshöfen. Von her-
ausragender Bedeutung hat sich aber die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) erwiesen.

Die Kommission verfolgt systematisch Vertragsverletzungen in den Mitglied-
staaten.30 Sie kann durch Klagen vor dem EuGH Mitgliedstaaten zur Umsetzung
verabschiedeten Rechtsakte zwingen, dabei haben sich insbesondere die Verfahren
zur Vertragsverletzung (Art. 226 EG-V) und Vorabentscheidung des EuGH (Art.
234 EG-V) als wichtigste Instrumente herausgestellt. Gerade durch das Vorabent-
scheidungsverfahren, in dem nationale Gerichte dem EuGH Fragen zu Prüfung
vorlegen, ergibt sich eine weitgehende „Verzahnung“31 und gegenseitige „Verstär-
kung“32 von Gerichten mehrerer Ebenen. Nationale Administrationen übertragen so
einen EG-zentrierten Rechtsrahmen.

Für Beamte der Gemeinschaftsorgane wie für den AStV sind auch die Verfah-
ren nach Art. 230 EG-V, dem Nichtigkeitsverfahren, von Bedeutung, nach denen
EuGH-Beschlüsse aufgrund mangelnder Vertragskonformität für nichtig erklärt
werden können.

III Auswertung: Herausbildung einer Mehrebenenverwaltung

Die Anzahl verbindlicher Rechtsakte, die auf der europäischen Ebene verabschiedet
werden, hat sich seit Beginn der 80er Jahre verdoppelt. Die Regierungskonferenzen
haben die Tätigkeitsbereiche der EU weiter ausgedehnt und dabei die Entschei-
dungsregeln nicht nur ergänzt, sondern häufig komplizierter gestaltet.

Insgesamt zeigt sich in allen Phasen des Politikzyklus eine deutliche Einbezie-
hung europäischer und nationaler Beamter, die dadurch eine wichtige Funktion der
Vernetzung der verschiedenen Ebenen leisten. Selbst in der Vorbereitung und Durch-
führung, bei denen den europäischen Institutionen nach den vertraglichen Vorgaben
der „legal constitution“33 eine eindeutige Gestaltungsdominanz zufällt, wirken Ver-
waltungen der Mitgliedstaaten intensiv mit.34 In einer Vielzahl an Gremien (Experten-
und Komitologieausschüssen) werden nationale Administrationen beteiligt, sodass
sich in den vergangenen Jahren die ‚Aufmerksamkeit‘ der nationalen Beamten zugun-
sten der europäischen Ebene verschoben hat – es sind inzwischen 30% der bundes-
deutschen Ministerialbeamten aktiv in den europäischen Politikzyklus eingebunden.35

Die Gesamtzahl dieser Gremien in allen Phasen, in denen sowohl europäische als
auch nationale Beamte beteiligt sind, wird auf zwischen 1200 und 1500 geschätzt.

Werden nun Schlussfolgerungen aus dieser kurzen Analyse gezogen, so weist
der Befund auf eine Bestätigung des Fusionsansatzes hin. Durch die enge Verzah-
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nung von Ebenen, Gremien und Akteuren hat sich ein komplexes Interaktionsge-
flecht und Netzwerk herausgebildet.36 Das Mehrebenensystem der Europäischen
Union führt den nationalen und europäischen Handlungsrahmen zusammen und
führt insbesondere durch Beamte eine enge Verknüpfung her. Durch gegenseitige
Teilnahme- und Mitgestaltungsmöglichkeiten ‚europäisieren‘ sich sogar nationale
Verwaltungen, in dem sie einen Teil ihrer Aufmerksamkeit auf Politikzyklen in
Brüssel37 verschieben, an den administrativen Netzwerken teilnehmen sowie dabei
europäische Verhaltensmuster übernehmen und mittragen.

Die Mitwirkung der Beamten hat für die Entwicklung der Europäischen Union
zwar eine hohe Bedeutung, denn in allen Phasen sind nationale und europäische
Beamte einbezogen und entscheiden u.a. in den Vorbereitungsgremien des Rates
wesentliche Aspekte selbst. Gleichzeitig kann jedoch nicht von einer „Beamtenre-
gierung“ in Form einer Megabürokratie ausgegangen werden38, da sich die politi-
schen Akteure der Mitgliedstaaten und der EG-Organe zumindest bei der formalen
Verabschiedung verbindlicher Beschlüsse, weder de jure noch häufig de facto aus
dem Politikzyklus ‚verdrängen‘ lassen. Trotz einer zunehmenden Zahl von ,A-
Punkten‘ für den Rat, haben Minister verbindliche Beschlüsse immer wieder bis ins
Detail selbst gestaltet. Die Beamten bleiben von den Politikern im Rat weiterhin
abhängig und müssen sich nach deren Leitlinien richten. Auch der Europäische Rat
zieht regelmäßig Entscheidungen an sich, die er für bedeutsam erachtet. Die Ge-
staltungsmöglichkeiten der Regierungen sind deshalb bisher nicht durch admini-
strative Gremien unterlaufen worden. Auch die EG Beamtengremien stehen damit
im Schatten der politischen Hierarchie und haben sich nicht zu einer Megabürokra-
tie verselbstständigt.
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